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Meeresschutzgebiete sind ein wichtiges Werkzeug, um marine Ökosysteme und Ressourcen zu erhalten und 
nachhaltig zu nutzen. Weltweit stehen derzeit 8,3 Prozent der Meere unter Schutz, aber viele dieser Gebiete 
erlauben weiterhin schädliche Aktivitäten oder setzen Schutzmaßnahmen nur unzureichend um. Die Debatte um 
solche „Paper Parks“ hat sich durch die Einigung auf der Weltnaturkonferenz (COP15), als Teil des Globalen 
Biodiversitätsrahmens von Kunming-Montreal (GBF) 30 Prozent der Erdoberfläche bis zum Jahr 2030 unter 
effektiven Schutz zu stellen, weiter zugespitzt. Denn es ist noch offen, wie die geschützten Gebiete ökologisch 
wirksam und sozial-ökonomisch gerecht gestaltet werden können. Die Ausweitung von Schutzgebieten steht 
häufig in Konflikt mit den Bedürfnissen traditioneller Nutzergruppen wie der Kleinfischerei, die die Lebensgrund-
lage für fast 500 Millionen Menschen und eine wichtige Säule der globalen Ernährungssicherung darstellt. Das 
neue Rahmenwerk betont, dass nachhaltiger Naturschutz nur unter Anerkennung und Achtung der Rechte von 
indigenen Völkern und lokalen Gemeinschaften gelingen kann. Dies entspricht einem rechtebasierten entwick-
lungspolitischen Ansatz, der einen gemeinsamen Weg von Kleinfischerei und Meeresschutz ermöglichen kann.

Für eine erfolgreiche Umsetzung des „30x30“-Ziels ist 
die Vereinbarkeit von nachhaltiger Fischerei und Mee-
resschutz unabdingbar. Während die Fischerei in vielen 
Gebieten erheblichen Druck auf die Meeresressourcen 
ausübt, kann insbesondere die Kleinfischerei auch mit 
Schutzbemühungen in Einklang stehen, vorausgesetzt, es 
werden umweltverträgliche Fangmethoden verwendet, 
Regeln durchgesetzt und der Fischereiaufwand begrenzt. 

Zudem können Maßnahmen des Fischereimanagements 
dazu beitragen das „30x30“-Ziel zu erreichen, indem sie 
als OECMs (Engl. Other effective area-based conservation 
measures) nicht nur zur Erhaltung von Fischbeständen, 
sondern auch zur Förderung der Biodiversität beitragen.
Schutzgebiete und OECMs können aber nur dann wirk-
sam sein, wenn die betroffenen Menschen sie akzeptieren, 
die Regeln verständlich und lokal sinnvoll sind und es so-
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wohl Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung als auch lang-
fristige finanzielle und personelle Ressourcen gibt, um die 
Vorschriften durchzusetzen und weiterzuentwickeln. Die 
Umsetzung des COP15 Beschlusses ist deshalb besonders 
herausfordernd für Länder, die bereits Kapazitätsmangel 
zur Steuerung ihrer Küsten und Meere haben sowie für die 
Kleinfischerei, eine oft historisch marginalisierte Gruppe, 
zu der auch 40 Prozent Frauen und zahlreiche indigene 
Gemeinschaften gehören.

Gesunde Meeresökosysteme sind für die Kleinfischerei 
überlebenswichtig, Schutzgebiete sind aber kurzfristig mit 
finanziellen Einbußen verbunden und haben in vielen Fäl-
len auch langfristig negative wirtschaftliche Auswirkungen 

für die Fischerei. Deshalb können Fischer*innen Meeres-
schutzgebiete als Bedrohung empfinden, vor allem wenn 
sie nicht in Entscheidungsprozesse einbezogen werden 
und alternative Einkommensquellen fehlen. Das Schaffen 
neuer und das Management bestehender Schutzgebiete 
sollte also integrativ und partizipativ sein (typische Merk-
male von „Co-Management“), und die Grundsätze der 
Fairness, Gerechtigkeit und „Good Governance“ beachten. 
So können Kleinfischer*innen als Partner*innen für den 
Erhalt ihrer Lebensumwelt gewonnen und Meeresschutz-
gebiete genutzt werden, um die Rechte und Lebensgrund-
lagen von Kleinfischer*innen zu sichern.

Hieraus leiten sich folgende Kernbotschaften ab:

Kernbotschaften

 •  Für die nachhaltige Nutzung von Küsten und Meeren ist es unumgänglich, dass Fischereimanagement und  
Meeresschutz gemeinsame Lösungsansätze entwickeln. Gleichzeitig kann dadurch die Rolle und Teilhabe von 
indigenen und lokalen Kleinfischer*innen im Sinne der feministischen Entwicklungspolitik gestärkt werden. 

•  Der Fischereisektor ist vielerorts fundamental für die Ernährungssicherung und die Lebensgrundlagen der  
lokalen Bevölkerung, steht aber häufig aufgrund knapper werdender Ressourcen und konkurrierenden Akteuren 
der marinen Wirtschaft (u.a. Gas-/Ölexploration, Tourismus) unter Druck und wird nicht ausreichend in sie  
betreffende Entscheidungsprozesse miteinbezogen. Die Ausweisung von Gebieten als Schutzgebiete oder alter-
native Formen (OECMs) darf deshalb insbesondere Kleinfischer*innen nicht weiter marginalisieren – vielmehr 
müssen sie als Partner*innen („stewards“) für den Erhalt ihrer Lebensumwelt gewonnen werden.

•  Intakte marine Ökosysteme und ihre natürlichen Funktionen sind fundamental wichtig für das Überleben der 
Menschheit, stehen jedoch unter enormem Druck menschlicher Einflüsse, insbesondere nicht-nachhaltiger 
Fischerei. Um Biodiversitätsverlust zu vermeiden und die natürlichen Lebens- und Wirtschaftsgrundlagen  
zu sichern, muss Fischereimanagement die Integrität von Ökosystemen sicherstellen. 

 •  Gemeinsam entwickelte Zonierungen von Schutzgebieten, die sowohl „No-Take“-Zonen als auch Gebiete, 
in denen verschiedene Nutzungsformen möglich sind enthalten, bieten großes Potenzial die Balance zwischen 
Schutz und nachhaltiger Nutzung, z.B. durch Kleinfischer*innen, zu erreichen. 

•   Bei der Umsetzung von „30×30“ gibt es vielfältige Managementkategorien und auch durch OECMs die Möglichkeit, 
menschliche Aktivitäten teilweise und reguliert zuzulassen, solange der Erhalt der Biodiversität langfristig gesichert 
ist. Dabei ist die Einbindung verschiedener Nutzergruppen, wie Kleinfischer*innen, in Managementprozessen von 
Schutzgebieten und OECMs notwendig und kann über Co-Management und geteilte Governance erreicht werden.

 •  Die Ausweisung von neuen Gebieten als Schutzgebiete oder OECMs muss sozial gerecht und mit Partizipation  
der indigenen und lokalen Gemeinschaften und Frauen stattfinden, um Marginalisierung zu verhindern,  
rechtebasiert vorzugehen und die Effektivität der Regularien zu erhöhen.
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Konkrete Empfehlungen für das BMZ und die deutsche Entwicklungszusammenarbeit

 •  Bei der Arbeit mit Partnerländern ist sehr konkret darauf zu achten, ob und wie stark die Rechte von Klein- 
fischer*innen respektiert werden also die Fischerei und ihre Regulierungen transparent dargestellt werden können, 
z.B. durch die Umsetzung der Voluntary Guidelines for Securing Sustainable Small-Scale Fisheries in the Context 
of Food Security and Poverty Eradication (FAO, 2015). Es gilt zu prüfen, inwiefern ein Land Gremien und/oder 
Plattformen hat, um seine Kleinfischer*innen hör- und sichtbar zu machen und ihre Entscheidungen in Policy- 
Prozesse und Reformen einfließen lassen kann.

 •  Die verstärkte Förderung integrierter Nutzungs- und Schutzansätze ist nötig, um (mögliche) Konflikte mit Kleinfischer*in-
nen beim Management bestehender Meeresschutzgebiete und in der Ausweisung neuer Gebiete zu minimieren.

 •  Die Unterstützung der Ausweisung von marinen OECMs, die entscheidend zum „30×30“-Ziel beitragen, bietet ein 
enormes Potenzial, um Schutz mit nachhaltiger Nutzung insbesondere mit Blick auf Kleinfischerei zu vereinbaren.

 •  Zur Umsetzung der inklusiven Ziele des GBF und der deutschen feministischen Entwicklungspolitik sind Meeres-
schutzgebiete und marine OECMs gut geeignet: rechtebasierte und partizipative Ansätze können lokal und kon-
textspezifisch umgesetzt werden, die Rolle und Teilhabe von indigenen und lokalen Kleinfischer*innen kann durch 
entsprechende Co-Managementmodelle und geteilte Governance-Ansätze gestärkt werden. 

 •  Diversifizierung von Einkommensquellen für Kleinfischer*innen, z.B. durch Ökotourismus, müssen verstärkt geschaf-
fen werden, v.a. mit Blick auf die fortschreitende Überfischung, Auswirkungen des Klimawandels und wachsende 
Küstenbevölkerungen. Die Entwicklung von sogenannten „portable skills“ kann hierbei hilfreich sein, um erlerntes 
Wissen auch in anderen Bereichen außerhalb der Kleinfischerei zur Generierung von Einkommen zu nutzen.

•  Partnerländer benötigen finanzielle und technische Unterstützung bei der Einführung, der Umsetzung und dem 
Monitoring von effektiven Schutzmaßnahmen. Dies beinhaltet nicht nur die Gebiete, die innerhalb der 30 Prozent 
liegen werden, sondern auch die restlichen ‚ungeschützten‘ 70 Prozent Meere und Küsten. Vorhaben, die nachhal-
tige Nutzung durch (Klein-)Fischerei und Schutz von Biodiversität integrieren, sollten daher gezielt (weiter-)entwi-
ckelt und gefördert werden. Dazu gehört insb. die Einführung und Stärkung ökosystem-basierter und integrierter 
Entwicklungsplanung im Meeresraum und entlang der Küsten.
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Das Ziel, bis 2030 weltweit 30 Prozent der Meeresfläche 
unter Schutz zu stellen („30×30“), hat seinen Ursprung in 
den 1980er und 1990er Jahren. Mit dem Seerechtsüber-
einkommen der Vereinten Nationen wurde 1982 der küs-
tennahe Meeresraum zur Zuständigkeit einzelner Staaten 
erklärt (Humphreys & Clark, 2020). Im selben Jahr rief 
der dritte Weltkongress für Nationalparks dazu auf, Netz-
werke von Meeresschutzgebieten zu schaffen, in denen 
verschiedene Ökosysteme wie Korallenriffe und Algen-
wälder vertreten sind. Die Biodiversitätskonvention von 
1992 etablierte es, Zielvorgaben für Meeresschutzgebiete 
in Prozentzahlen auszudrücken, ähnlich den Klimazielen 
für den CO2-Ausstoß (Humphreys & Clark, 2020).

Das Ziel der Biodiversitätskonvention, bis 2010 mindes-
tens 10 Prozent der Meere unter Schutz zu stellen, wurde 
allerdings mit 2,5 Prozent deutlich verfehlt (Worm, 2017). 
Auch die Aichi-Biodiversitäts-Ziele sahen vor, bis 2020 
mindestens 10 Prozent der Küsten- und Meeresgebiete zu 
schützen, vor allem solche mit „besonderer Bedeutung für 
die biologische Vielfalt und für die Ökosystemleistungen“ 

(Aichi-Ziel 11). Dies beinhaltete „effektiv und gerecht 
gemanagte, ökologisch repräsentative und gut vernetzte 
Schutzgebietssysteme und andere wirksame gebiets- 

Abbildung1 

Anteil geschützter mariner Hochgewässer in 2020  

(in Prozent)

Quelle: Umweltprogramm der Vereinten Nationen (via Weltbank). Abbildung erstellt mit-
hilfe von ourWorldInData.org/fish (CC BY).
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basierte Erhaltungsmaßnahmen“. Das Aichi-Ziel 11 wurde 
im Nachhaltigkeitsziel 14.5 der Vereinten Nationen auf-
gegriffen, allerdings ohne die qualitativen Kriterien eines 
„effektiven“ und „gerechten“ Managementsystems. 

Im Jahr 2021 waren 8 Prozent der Küstengewässer und 
Ozeane geschützt, was einer Verdreifachung der Fläche 
im Vergleich zu 2010 entspricht, aber immer noch unter 
den angestrebten 10 Prozent lag. (https://sdg-tracker.org/
oceans). Hinsichtlich der geschützten Fläche bestehen zwi-
schen Ländern und Ländergruppen große Unterschiede 
(Abb. 1). Bei der Betrachtung der Schutzgebiete pro Land 
ist zusätzlich Vorsicht geboten, da manche Länder des glo-
balen Nordens große Schutzgebiete in ihren Überseeterri-
torien haben (Sullivan-Stack et al., 2022).

Am 10 Prozent-Ziel wurde kritisiert, dass in vielen vorgebli-
chen Schutzgebieten weiterhin beträchtliche ausbeuterische 
und potentiell schädliche Aktivitäten erlaubt waren (Perry 
et al., 2022). Wissenschaftliche Studien legten nahe, dass 
gerade bei einem vergleichsweise geringem Schutzgrad wei-
tere Flächen als Schutzgebiete ausgewiesen werden müssten, 
um die angestrebten Biodiversitätsziele zu erreichen (O‘Le-
ary et al., 2016; Sala et al., 2018). Die „30×30“-Kampagne 
griff diese Erkenntnis auf und vereinigte die Forderungen 
verschiedener Organisationen unter einem gemeinsamen 
Slogan. Die Kampagne war unter anderem erfolgreich darin, 
umfangreiche finanzielle Mittel einzuwerben, zum Beispiel 
von den „Oceans 5“ (https://www.oceans5.org/). 

Im Dezember 2022 wurde „30×30“ als drittes1 von 23 Zie-
len des Kunming-Montréal GBF von der CBD COP15 an-
genommen. Auch bei dem neuen Ziel stellt sich die Frage, 
welche Gebiete geschützt und wie sie ökologisch wirksam 
und sozial-ökonomisch gerecht gestaltet werden können 
(Campbell & Gray, 2019). Politisch gesehen kann „30×30“ 
kleinen Inselstaaten und Inselgruppen eine größere Teilhabe 

 1  Das Ziel: „Sicherstellen und ermöglichen, dass bis 2030 mindestens 30 Prozent der Land- und Binnengewässer sowie der Küsten- und Meeresgebiete, 
insbesondere der Gebiete mit besonderer Bedeutung für die biologische Vielfalt und die Ökosystemfunktionen und -leistungen, durch ökologisch 
repräsentative, gut vernetzte und gerecht verwaltete Systeme von Schutzgebieten und andere wirksame gebietsbasierte Erhaltungsmaßnahmen erhalten 
und verwaltet werden, gegebenenfalls unter Anerkennung indigener und traditioneller Gebiete und eingebunden in größere Landschaften, Meeres-
landschaften und den Ozean, wobei sichergestellt wird, dass jede nachhaltige Nutzung in diesen Gebieten gegebenenfalls in vollem Umfang mit den 
Schutzergebnissen vereinbar ist und die Rechte indigener Völker und lokaler Gemeinschaften, auch in Bezug auf ihre traditionellen Gebiete, anerkannt 
und geachtet werden.“

und internationale Sichtbarkeit ermöglichen (Chan, 2018; 
Campbell et al., 2021). Für Länder, die beim Meeresschutz 
und Fischereimanagement bereits mit Kapazitätsproblemen 
zu kämpfen haben, stellt 30×30 aber eine neue große Her-
ausforderung dar (Kareiva, 2006; Burke et al., 2011). Zudem 
müssen auch für die verbleibenden 70 Prozent der Meere 
Schutz und nachhaltige Nutzung sichergestellt werden.

Verschiedene Arten von Schutzgebieten  
und alternative Schutzformen (OECMs)

Laut Biodiversitätskonvention ist ein Schutzgebiet „ein 
geografisch definiertes Gebiet, das ausgewiesen oder regu-
liert und bewirtschaftet wird, um bestimmte Erhaltungs-
ziele zu erreichen“. Der Schutzstatus kann von minimal bis 
hin zu vollständig geschützt reichen (Grorud-Colvert et 
al., 2021). Wie die Klassifikation der Internationalen Na-
turschutz-Union (IUCN; Tabelle 1) verdeutlicht, gehören 
sowohl streng geschützte Wildnisgebiete und National-
parks zu den Meeresschutzgebieten als auch Kultur-land-
schaften und Gebiete, die eine naturverträgliche Nutzung 
zulassen (EUROPARC Deutschland, 2010), wobei das 
Primärziel immer der Naturschutz sein muss.

Wenn Nutzung und Zugang zu Meeresgebieten aus anderen 
Gründen dauerhaft eingeschränkt werden, dabei aber ein öko-
logischer Mehrwert entsteht, spricht man von „anderen wirk-
samen flächenbezogenen Naturschutzmaßnahmen“ (Engl. 
Other effective area-based conservation measures, OECMs). Zu 
den OECMs zählen zum Beispiel Militärgebiete, Kulturdenk-
mäler wie heilige Stätten oder Schiffswracks, und Fischerei-
management, wenn es neben der Nachhaltigkeit der Fischerei 
auch die Biodiversität fördert (Himes-Cornell et al., 2022).

Innerhalb eines Schutzgebietes befinden sich häufig ver-
schiedene Zonen mit unterschiedlich ausgeprägten Schutz-
graden und erlaubten Nutzungsformen (Day, 2002; Fern-

Die „30×30“-Forderung: Meeresschutzgebiete als politisches Ziel 

https://sdg-tracker.org/oceans
https://sdg-tracker.org/oceans
https://www.oceans5.org/
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Die „30×30“-Forderung: Meeresschutzgebiete als politisches Ziel

Fischerei generell  
NICHT erlaubt  
(z.T. Subsistenzfischerei  
in Kat. Ib)

IUCN 
Kat. Ia

IUCN 
Kat. Ib

IUCN 
Kat. II  

 Strenge Naturschutzgebiete/ Wildnisgebiete: Streng geschützte,  
für Schutz und Erhalt der biologischen Vielfalt und ggf. auch der 
geologischen/geomorphologischen Merkmale ausgewiesene Gebiete, 
in denen zur Sicherung der Naturwerte das Betreten, die Nutzung und 
Eingriffe durch den Menschen streng kontrolliert und stark einge-
schränkt sind („No-Go“ Bereiche). Referenzgebiete für Forschung und 
Monitoring.

 Wildnisgebiete: In der Regel ausgedehnte ursprüngliche oder (nur) 
leicht veränderte Gebiete, die ihren natürlichen Charakter bewahrt 
haben. Schutz und Management dienen dazu, den natürlichen Zustand 
zu erhalten.

Nationalparks: Zur Sicherung großräumiger ökologischer Prozesse 
ausgewiesene, großflächige, natürliche oder naturnahe Gebiete oder 
Landschaften samt ihrer typischen Arten- und Ökosystemausstattung, 
die auch eine Basis für umwelt- und kulturverträgliche Forschungs- 
möglichkeiten, geistig-seelische Erfahrungen und Bildungs-, Erholungs- 
und Besucherangebote bieten („No-Take“ Zonen).

Fischerei KANN  
erlaubt sein

IUCN 
Kat. 

IIIIUCN 
Kat. IV

Naturmonumente oder Naturerscheinungen: Zum Schutz einer be-
sonderen Naturerscheinung ausgewiesen, die eine Geländeform, einen 
Berg unter dem Meeresspiegel, eine Unterwasserhöhle, ein geologi-
sches Merkmal (z.B. eine Grotte) oder auch ein lebendes Element (z.B. 
ein Korallenriff) sein kann. Es handelt sich dabei in der Regel um relativ 
kleine Schutzgebiete, die häufig sehr attraktiv für Besuchende sind.

Biotop-/Artenschutzgebiete mit Management: Schutz bestimmter 
Arten oder Lebensräume; das Schutzgebiets-Management trägt diesem 
Ziel Rechnung. Viele Schutzgebiete der Kategorie IV benötigen regel-
mäßige aktive Eingriffe, um die Anforderungen bestimmter Arten oder 
Lebensräume sichern zu können – doch das ist für diese Kategorie 
keine Bedingung. 

Gewisse Formen der  
Fischerei DÜRFEN legal  
erfolgen (unterliegen aber  
möglicherweise anderen  
Kontrollen/Beschränkungen)

IUCN 
Kat. V 
 
 
 
  
IUCN 
Kat. VI

Geschützte Meeresregionen: Schutzgebiete, in denen das Zusam-
menwirken von Mensch und Natur im Laufe der Zeit eine Landschaft 
von besonderem Charakter mit herausragenden ökologischen, 
biologischen, kulturellen und landschaftlichen Werten geformt hat. Die 
ungestörte Fortführung dieses Zusammenwirkens ist für den Schutz 
und Erhalt der Gebiete und ihrer zugehörigen Werte unerlässlich.

Schutzgebiete mit mehrfachem Nutzen: Schützen und erhalten 
Ökosysteme und Lebensräume samt den damit verbundenen kulturellen 
Werten und traditionellen Systemen des Managements natürlicher  
Ressourcen. Die Gebiete sind in der Regel großflächig sowie über-
wiegend in natürlichem Zustand und zu einem gewissen Teil für ein 
nachhaltiges Ressourcenmanagement bestimmt, wobei eine in geringem 
Umfang betriebene naturverträgliche, nichtindustrielle Nutzung der 
natürlichen Ressourcen ein Hauptziel dieser Gebiete ist.

Tabelle 1 

Verschiedene Arten von Schutzgebieten laut IUCN (Internationale Naturschutz-Union)

Quelle: Nach Laffoley et al. (2019), Name und Beschreibung der Kategorien (Kat.) übernommen aus den „Richtlinien für die Anwendung der IUCN-Managementkategorien für Schutz-
gebiete“ (EUROPARC Deutschland, 2010).
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andes et al., 2005). Minimal geschützte Zonen sehen nur 
wenige Beschränkungen hinsichtlich des Zugangs zum 
Gebiet, der Entnahme von Ressourcen, sowie der Art, 
Dauer und Intensität von Aktivitäten vor (Tabelle 1). 
Gerade wenn Schutzmaßnahmen auf eine bestimmte Art 
oder Lebensraum ausgerichtet sind, können andere Akti-
vitäten, die keine Auswirkungen auf dieses Biodiversitäts-
ziel haben, nach wie vor erlaubt sein (Costello & Ballan-
tine, 2015). Am anderen Ende des Spektrums finden sich 
vollständig geschützte Gebiete, bei denen man bei einem 
kompletten Verbot von Fischerei und der Entnahme von 
Meeresorganismen auch von „No-Take“ Zonen spricht. 

Ziel und Schutzgrad erklären sich zum Teil aus der Histo-
rie eines Gebietes: Manche Gebiete sind seit langem durch 
tabuisierte Zonen geschützt, zum Beispiel in von indige-
nen Gruppen bewirtschafteten Küstengebieten (Foale et 
al., 2011; Wiadnya et al., 2011). Andere Meeresgebiete 
wurden als Ergänzung zu terrestrischen Nationalparks 
oder für den Erhalt bedrohter Vogelarten unter Schutz 
gestellt (Humphreys & Clark, 2020). Außerdem wurden 
besonders fragile oder wertvoll angesehene Gebiete als 
Meeresschutzgebiete deklariert, so wie der 1975 geschaf-
fene marine Park für das Great Barrier Reef in Australien, 
der die Korallenriffe vor Ölbohrungen und Unterwasser-
bergbau schützen sollte (Day & Dobbs, 2013; Day, 2016).

Die „30×30“-Forderung kann nur erfüllt werden, wenn 
diese bereits bestehenden Netzwerke um neu ausgewiese-
ne Gebiete ergänzt werden. Besonders große Hoffnungen, 
um internationale Verpflichtungen einzuhalten, ruhen auf 
OECMs (Box 1), von denen viele noch nicht identifiziert 
und offiziell anerkannt wurden (Agung et al., 2022).

Ökologische Wirksamkeit von Meeresschutz- 
gebieten und OECMs 

Meeresschutzgebiete und andere Schutzmaßnahmen wie 
OECMs sind entscheidend für den Schutz und die Erhal-

8
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AUCH OECMS TRAGEN LAUT BIODIVERSITÄTSKONVENTION  
ZU FLÄCHENBEZOGENEN SCHUTZZIELEN BEI

Damit OECMs effektiv zum Schutz der Meeresumwelt beitragen, müssen sie zukünftig nach ihrem 
Schutzgrad kategorisiert und in ein Netzwerk von Schutzgebieten eingebettet werden. OECMs müssen 
auf einer soliden rechtlichen Grundlage und mit (inter-)nationalen Gesetzen und Vorschriften im Einklang 
stehen. Um die Akzeptanz und Unterstützung für OECMs zu erhöhen, sollten lokale Gemeinschaften und 
Interessengruppen in Entscheidungsprozesse einbezogen werden und die Rechte von indigenen Völkern 
und lokalen Gemeinschaften anerkannt und respektiert werden. Monitoring, regelmäßige Evaluierungen, 
und die Bereitstellung notwendiger personeller und finanzieller Ressourcen sind entscheidend, um die 
sozioökonomische und ökologische Wirksamkeit von OECMs sicherzustellen.
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tung von marinen Ökosystemen und Artenvielfalt. Durch 
die Einschränkung menschlicher Aktivitäten können sich 
geschützte Arten und Lebensräume erholen. Im Idealfall 
können so nach einiger Zeit auch Fangverluste der Fische-
rei ausgeglichen werden (Goñi et al., 2010). Außerdem 
kann ein global vernetztes Netzwerk von Schutzgebieten 
und OECMs dazu beitragen, die Auswirkungen des Klima-
wandels zu mildern und die Widerstandsfähigkeit mariner 
Ökosysteme zu erhöhen (Abb. 2; Bates et al., 2019; Jankow-
ska et al., 2022; Sala et al., 2021).

Die genauen Vorteile, die sich aus einem Meeresschutz-
gebiet ergeben, hängen von der jeweiligen Zielsetzung 
(Claudet, 2018), den ökologischen Bedingungen und den 
Eigenschaften des Schutzgebietes ab. Manche Fischereiex-
perten argumentieren, dass auch andere Instrumente des 
Fischereimanagements kommerzielle Fischbestände erhal-
ten und wiederaufbauen können (Melnychuk et al., 2021). 
Dem steht allerdings entgegen, dass es das konventionelle 
Fischereimanagement vielerorts nicht vermag, die anhalten-

de Übernutzung der Meeresressourcen zu beenden. Sowohl 
für Meeresschutzgebiete als auch für andere Instrumente 
des Fischereimanagements ist die Gestaltung, Durchset-
zung und Wirksamkeit der Maßnahmen letztendlich aus-
schlaggebend für ihre ökologische Wirksamkeit.

Eine vielbeachtete Studie untersuchte 87 Meeresschutz- 
gebiete und stellte fest, dass es in Gebieten mit einer Schutz- 
dauer von über 10 Jahren, einer Größe von über 100 km2, 
isoliert durch tiefe Gewässer oder Sand, „No-Take“ Zonen 
und einer guten Regel-Durchsetzung deutlich mehr Fische 
gab (insbesondere mehr Haie und große Fischarten), als 
in ökologisch vergleichbaren, nicht-geschützten Gebie-
ten (Edgar et al., 2014). Die ökologischen Effekte waren 
besonders positiv, wenn mehrere dieser Eigenschaften zu-
sammen auftraten. Allerdings ergab dieselbe Studie, dass 
59 Prozent der untersuchten Meeresschutzgebiete nur ein 
oder zwei dieser Merkmale aufwiesen und sich ökologisch 
nicht von befischten Gebieten unterschieden. 

KOMMERZIELL GENUTZTE FISCHARTEN

•  Schutz von Lebensräumen, die wichtig für  
das Wachstum und die Fortpflanzung von  
Fischen und anderen Meeresorganismen sind

•  Wiederherstellung von Ökosystem-Interaktionen

Abbildung 2

Beispiele für positive ökologische Effekte von Meeresschutzgebieten und OECMs

SCHUTZ VON BIODIVERSITÄT

•  Erhalt und Wiederherstellung von Artenvielfalt

•  Schutz bedrohter Tierarten und Lebensräume

•  Widerstandsfähige biologische Gemeinschaften

BEITRAG ZUM KLIMASCHUTZ

•  Schutz von Ökosystemen, die als  
Kohlenstoffsenken fungieren

•  Verbot von Aktivitäten, die Sedimente 
aufwirbeln und zur Remineralisierung 
von Sedimentkohlenstoff zu CO2 führen

MEERES- 
SCHUTZGEBIETE  

UND OECMS
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Bei Schutzgebieten, auf die mehrere dieser Kriterien nicht 
zutreffen, handelt es sich oft um „Paper Parks“ (z.B. da Silva, 
2019; Relano et al., 2021). Sie liegen also nicht isoliert, de-
cken zu wenig oder das falsche geographische Gebiet ab und 
erlauben destruktive Fangmethoden und andere intensive 
Nutzungsformen. Oft handelt es sich um Schutzgebiete, in 
denen Regeln entweder nicht durchgesetzt werden (kön-
nen) oder sich noch nicht effektiv auf die Meeresumwelt 
auswirken. „Paper Parks“ entstehen durch unzureichende 
Kapazitäten, fehlende lokale Führung und mangelnden 
politischen Willen, Managementpläne und Vorschriften 

umzusetzen (Rife et al., 2012; Slezak, 2014). Die Über-
wachung und Umsetzung von Regeln stellt insbesondere 
bei großflächigen Schutzgebieten eine Herausforderung 
dar (Pala, 2013), was bereits aus der Überwachung von  
Fischereiaktivitäten bekannt ist (cf. www.globalfishing-
watch.com). Hinzu kommt, dass eine intensive Fischerei 
entlang der Grenzen von „No-Take“ Zonen die ökologische 
Wirksamkeit einschränken und mit illegalen Ausflügen in 
das Schutzgebiet verbunden sein kann (Goñi et al., 2010). 
Besonders aus Sicht vieler Küstenländer, in denen finanzielle 
und personelle Kapazitäten und Ressourcen bereits knapp 
sind, stellt die Umwandlung von „Paper Parks“ zu effektiven 
Meeresschutzgebieten eine große Herausforderung dar, die 
sich mit dem neuen Abkommen noch verstärkt. 

Vereinzelt gibt es bereits Möglichkeiten zur Steigerung der 
Effizienz, wie z.B. die Verwendung von Dronen und die 
Integration von Meeresschutzgebieten mit bestehenden 
OECMs. Schon bei der Ausweisung von Meeresschutzge-
bieten kann darauf geachtet werden, nicht nur biologisch 
relevante Gebiete auszuwählen und die Bewegungsmus-
ter von Fischen unter verschiedenen Bedingungen gut zu 
verstehen, sondern auch OECMs und soziale Prozesse zu 
berücksichtigen (Box 2). 

?
WELCHE FAKTOREN TRAGEN BESONDERS 
ZUR ÖKOLOGISCHEN WIRKSAMKEIT VON 
SCHUTZGEBIETEN UND OECMS BEI?

•  Bestandsdauer des Schutzgebiets
• Größe des Schutzgebiets
• Isolierte Lage
• Hoher Schutzstatus
• Regeln werden durchgesetzt

Quelle: Edgar et al., 2014; Halpern, 2014

Box2

EIN PRAXIS-BEISPIEL AUS FIDSCHI: KEINE SCHUTZGEBIETE  
OHNE BERÜCKSICHTIGUNG SOZIALER STRUKTUREN

Die Naiqoro Passage Spawning Aggregation Marine Reserve wurde 2018 speziell für den Schutz der 
dortigen Fortpflanzungsgebiete verschiedener Zackenbarsch-Arten eingerichtet, dient aber ausdrücklich 
auch „zur Erhaltung, zum Schutz und zur Pflege der biologischen Vielfalt und der Produktivität der Arten 
von Fischen, Haien, Rochen, Walen, Meeresschildkröten und aller Meeresorganismen einschließlich  
Korallen- und Seegurkenarten innerhalb des abgegrenzten Gebietes“ (Fiji Fisheries Act, Fisheries  
Regulation 2018). Die Sorge der Bevölkerung, durch die offizielle Eintragung als Marine Protected Area 
(und die damit verbundene Übernahme der Verantwortung durch die Regierung) jedes Mitspracherecht 
an dem vormals rein lokalen Schutzgebiet zu verlieren, wurde durch die Einrichtung einer Gruppe von  
20 freiwilligen Fischwächtern, die dieses Gebiet nun mit überwachen, gelöst.
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Von den Fischer*innen und Fischarbeiter*innen gehören 
weltweit 90 Prozent zur Kleinfischerei (Worldbank, 2012). 
Laut der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (FAO) arbeiten weltweit ca. 60 Millio-
nen Menschen in der Kleinfischerei und entlang den dazu-
gehörigen Wertschöpfungsketten (Abb. 3; FAO, 2022). Von 
den Fischer*innen leben 84 Prozent in Asien, gefolgt von 
Afrika (10 Prozent) und Mittel- und Südamerika (4 Prozent; 
FAO, 2022). Der Anteil der Fischer*innen in Nordameri-
ka, Europa, Australien und Ozeanien ist im Vergleich dazu 
verschwindend gering (jeweils ca. 1 Prozent; FAO, 2022). 
Die Kleinfischerei leistet einen besonders wichtigen Beitrag 
zur lokalen und regionalen Ernährungssicherung und unter-
stützt als Einkommens- und Nahrungsquelle vielerorts die 
ganze Familie, die häufig in der Verarbeitung und Vermark-
tung mitarbeitet (Abb. 3; Loring et al., 2019). Zusammen 
mit der Subsistenzfischerei und allen Haushaltsmitgliedern 
schätzte die FAO, dass die Kleinfischerei 2016 die Lebens-
grundlage für 492 Millionen, also fast 7 Prozent der Welt-
bevölkerung vor 2016 stellte (Abb. 3; FAO, 2022). Darüber 
hinaus verfügen Kleinfischer*innen oftmals über wichtiges 

lokales ökologisches Wissen und tragen in besonderem 
Maße zum Erhalt traditioneller Praktiken, dem kulturellen 
Erbe und dem Zusammenhalt von Küstengemeinden bei 
(z.B. Fischer et al., 2015). Deshalb steht die Kleinfischerei 
im Mittelpunkt der folgenden Betrachtungen.

Die vielen Gesichter der Kleinfischerei

Kleinfischerei sieht in jedem Land anders aus, zeichnet 
sich aber im Vergleich zur groß-industriellen Fischerei 
durch kleinere Schiffe, kleinere und oft lokale Besatzungen 
und kürzere Zeiten auf See aus (Smith & Basurto, 2019). 
Die Fischereipraktiken der Kleinfischerei können vielfälti-
ge Formen annehmen (eine durch die FAO erstellte Über-
sicht findet sich z.B. in He et al., 2021): Fischfang zählt 
genauso dazu wie das Sammeln von Krebsen, Muscheln 
oder anderen Weichtieren (z.B. Oktopus). Manche Fang-
geräte werden an der Wasseroberfläche eingesetzt, andere 
am Meeresgrund, und nicht alle Fischer*innen verwenden 
Schleppnetze, die durch das Wasser gezogen werden. Man-
che Netze werden mit Ankern oder Bojen versehen und in 

Kleinfischerei: Ein vielfältiger  
Sektor unter Druck

3
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Abbildung 3 

Bedeutung der Fischerei und Kleinfischerei (Engl. Small-scale fisheries, SSF)  
in Bezug auf die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 

Quelle: FAO, 2022. Abb. 59. Anpassung und Übersetzung durch die Autorinnen). „Angestellte in SSF“ umfasst die Gesamtheit von Fischer*innen und Fischarbeiter*innen.

AQUATISCHE NAHRUNGSMITTEL

Gesamtfang der globalen Fischerei
92 Millionen Tonnen jährlich

37 Mio.
Kleinfischerei (SSF)

55 Mio.
Industrielle Fischerei

40 % 60 %

NACHHALTIGKEIT VON FISCHEREI

64,6 %  
aller Fischereien sind  

nachhaltig

33,4%  
aller Fischereien sind  
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Tendenz steigend →

BEREITSTELLUNG WICHTIGER NÄHRSTOFFE

Fisch hat viele wichtige Nährstoffe
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492 Millionen Menschen
hängen (teilweise) von SSF ab

45 Millionen Frauen
beteiligen sich an SSF

4 von 10 Menschen in SSF  
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60 Millionen
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in SSF
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Subsistenz- 
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Haushalts- 
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Quelle: FAO, 2022. Abb. 59. Anpassung und Übersetzung durch die Autorinnen). „Angestellte in SSF“ umfasst die Gesamtheit von Fischer*innen und Fischarbeiter*innen.

die Wassersäule gehängt, andere werden per Hand über Bord 
geworfen. Manche Fischer*innen nutzen lange Schnüre (so-
genannte „long lines“), die mit vielen Haken versehen im 
Wasser ausgesetzt werden, um die Zielart (z.B. Thunfisch) 
anzulocken. Andere nutzen Reusen oder Käfige, um am 
Meeresboden lebende Tiere (z.B. Hummer) zu ködern, und 
wieder andere verwenden einfache Schnüre mit Haken, mit 
denen vom Boot oder vom Ufer aus geangelt wird. 

Darüber hinaus unterscheidet sich die Kleinfischerei je 
nach lokalem Kontext. Sie unterliegt Traditionen und 
sozialen Normen, die die Fischereipraktiken und die Art 
und Ausgestaltung des lokalen Fischereimanagements 
prägen. Zum Fischereimanagement gehören beispiels-
weise Zugangsbeschränkungen, Fangquoten und vorü-
bergehende Schließungen von Fanggründen sowie die 
Umsetzung und Sanktionierung dieser Regeln durch for-
melle oder informelle Kontrollsysteme (Selig et al., 2017). 

Daher kann es dazu kommen, dass die gleiche Form der 
Fischerei in Abhängigkeit von den Umweltbedingun-
gen, gesellschaftlichen Zielvorstellungen und dem loka-
len Management in unterschiedlichen Kontexten auch 
unterschiedlich bewertet werden muss. Tendenziell sind 
Fischereien, die in irgendeiner Form einem Management 
unterliegen, nachhaltiger als Fischereien ohne jegliche 
Regelungen (Hilborn et al., 2020).

Kleinfischerei steht vielerorts unter Druck 

Fischerei ist eine der menschlichen Aktivitäten mit den 
größten Auswirkungen auf Fischbestände und Meeres-
ökosysteme, wobei 60 Prozent des globalen Gesamtfangs 
aus industriellem Fischfang stammt (Abb. 3). Durch den 
Rückgang wichtiger Fischbestände (FAO, 2022) und dem 
zeitgleichen Anstieg der internationalen Nachfrage nach 
Fischereiprodukten (Naylor et al., 2021) wurde vielerorts 
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Box 3

EINE FRÜHZEITIGE EINBINDUNG DER FISCHEREI UND „GOOD  
GOVERNANCE“ ERHÖHEN DIE AKZEPTANZ VON MEERESSCHUTZGEBIETEN

Bei der Ausweisung von Schutzgebieten kann man auf die Erfahrungen aus Naturschutzprojekten an 
Land zurückgreifen: durch proaktives Engagement, gemeinsame Entscheidungsfindung, gute persönliche 
Beziehungen und angemessene Kommunikation kann zum Beispiel die Unterstützung der lokalen Be-
völkerung für die Wiedereinführung von als problematisch wahrgenommen Tierarten gewonnen werden 
(Auster et al., 2020; Coz & Young, 2020). Wichtig ist auch, das Gefühl der Menschen zu unterstützen, für 
die Natur verantwortlich zu sein, aber auch ihnen ein klares Bild zu vermitteln, wie die Situation nach der 
Veränderungsmaßnahme aussehen wird. Ähnlich fand eine Studie zu Meeresschutzgebieten im Mittel-
meer, dass Prinzipien der „Good Governance“ wichtiger für die lokale Unterstützung der Projekte waren 
als ihre sozialen und ökologischen Auswirkungen (Bennett et al., 2019).

das Wettrennen um Fisch intensiviert. Dieser kumulierte 
Druck auf Meeresökosysteme durch zu viele Boote, Über-
fischung und illegale Fischerei ist auch für die Kleinfische-
rei problematisch. Hinzu kommt für die Kleinfischerei der 
Wettbewerb mit internationalen (hoch technologisierten) 
Fernfangflotten und aufstrebenden neueren Sektoren im 
Meeres- und Küstenbereich (z.B. Tourismus, Aquakultur, 
Öl- und Gasförderung, erneuerbare Energien und mariti-
mer Transport). Kleinfischer*innen haben oft nur wenige 
berufliche Alternativen oder Rücklagen, um beispiels-
weise Fangverluste auszugleichen. Die Globalisierung in  
Form globaler Wertschöpfungsketten und dominanter 
(Groß-)Investoren verursacht und verstärkt Machtun-
gleichgewichte – häufig zu Ungunsten von Kleinfischer*in-
nen, die auf politischer Ebene unzureichend repräsentiert 
und dadurch weiter marginalisiert werden (z.B. Nayak et 
al., 2014; Arthur et al., 2021). 

In Meeresschutzgebieten, die in einem top-down Prozess 
beschlossen und durchgesetzt werden, sind Konflikte 
vorprogrammiert. Das gilt insbesondere, wenn Schutz-
gebiete dort ausgewiesen werden, wo Menschen für ihre 
Ernährung und ihr Einkommen stark von der Fischerei 
abhängig sind und bereits mit vielen anderen Belastungen 
kämpfen oder im Wettbewerb mit anderen Nutzungsfor-

men stehen. Eine Überblicksstudie fand, dass bei vier von 
fünf Meeresschutzgebieten Konflikte mit dem Fischerei-
sektor auftraten (Ban et al., 2019). Diese entstehen vor 
allem dann, wenn Interessengruppen nicht rechtzeitig in 
die Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse eingebunden 
werden (Box 3) oder betroffene Gruppen bereits in der 
Vergangenheit Enteignung und Vertreibung erfahren ha-
ben (z.B. indigene Bevölkerungsgruppen und lokale Ge-
meinden, vgl. z.B. Christie & White, 2007). 

Mangelnde Akzeptanz lokaler Nutzergruppen kann die öko-
logische Wirksamkeit eines Schutzgebietes in Frage stellen 
und Konsequenzen nach sich ziehen, die über das spezifische 
Unterfangen hinausgehen, zum Beispiel wenn dadurch die 
Bereitschaft sinkt, in anderen Projekten oder Themenberei-
chen zusammenzuarbeiten. Deshalb sind soziale Aspekte bei 
Meeresschutzgebieten von zentraler Bedeutung, insbesonde-
re im aktuellen Kontext der Ausweitung von Flächenschutz-
maßnahmen durch das „30×30“-Ziel. Außerdem wird auch 
die Berücksichtigung, Beteiligung und Steuerung durch lo-
kale Nutzergruppen auf Basis eines rechtebasierten Ansatzes 
angestrebt, wobei dann die Stärkung ihrer Leistungsfähigkeit 
als Pflichtenträger*innen und ihre Ermächtigung als Recht-
einhaber*innen im Vordergrund stehen.
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Einfluss von Meeresschutzgebieten  
auf die Kleinfischerei

Meeresschutzgebiete können positive Auswirkungen auf 
die Kleinfischerei haben, indem sie zur Erhaltung und 
Wiederherstellung von Fischbeständen beitragen und 
somit langfristige Fischerei-Erträge sicherstellen. In ei-
nigen Fällen können Schutzgebiete auch für ein höheres 
Niveau an Nahrungsmitteln in lokalen Gemeinden sor-
gen, indem sie zum Beispiel einheimische Fischereitra-
ditionen und -praktiken unterstützen oder industrielle 
Praktiken ausschließen. Zu den wichtigsten Herausfor-
derungen gehört, dass Meeresschutzgebiete kleine Fi-
schergemeinschaften auslöschen oder vertreiben können, 
insbesondere wenn ihre traditionellen Fanggründe in das 
Schutzgebiet einbezogen werden. Außerdem können 
Meeresschutzgebiete bestimmte Arten von Fischerei-
tätigkeiten innerhalb ihrer Grenzen einschränken oder 
verbieten, was wirtschaftliche und soziale Auswirkungen 
auf Fischer*innen haben kann, die auf diese Tätigkeiten 
angewiesen sind.

Die positiven und negativen sozialökonomischen Kon-
sequenzen, die Meeresschutzgebiete für die lokale Bevöl-
kerung und Kleinfischerei tatsächlich haben, wurden in 
einer wissenschaftlichen Analyse von 121 Meeresschutz-
gebieten aufgezeigt (Ban et al., 2019), deren Ergebnisse 
sich wie folgt zusammenfassen lassen:

(1)  Für Fischerei und Küstengemeinden waren die wirt-
schaftlichen Auswirkungen von Meeresschutzgebie-
ten zu 53 Prozent positiv, zu 31 Prozent negativ und 
zu 17 Prozent ambivalent.

(2)  Für die Fischerei war die Einrichtung eines Meer-
esschutzgebietes immer mit steigenden Kosten ver-
bunden (100 Prozent); allerdings stiegen auch in etwa 
zwei Dritteln der Fälle der erzielte Fang und das Ein-
kommen der Fischer*innen.

(3)  Die lokale Bevölkerung brachte sich in 76 Prozent der 
Fälle nach der Einrichtung eines Meeresschutzgebie-
tes verstärkt in das Fischereimanagement ein. Gover-
nance-Strukturen verbesserten sich in zwei Dritteln 
der Fälle und verschlechterten sich bei einem Drittel.

Die sozialökonomischen Auswirkungen von Meeresschutz-
gebieten waren vor allem positiv, wenn vor Ort ein gemein-
schaftsbasiertes Management praktiziert wurde (70 Prozent 
positiv; Ban et al., 2019). Andere hilfreichen Faktoren wa-
ren, wenn die Schutzgebiete klein und klar abgegrenzt wa-
ren, schon längere Zeit existierten, gemeinschaftlich gesteuert 
(Engl. community-based governance, s. Teil 4) und Regeln ein-
gehalten wurden (Ban et al., 2019). Negative Auswirkungen 
wurden vor allem dann festgestellt, wenn die jeweilige Studie 
auf den Wahrnehmungen der Personen beruhte (44 Prozent), 
was darauf hindeutet, dass Meeresschutzgebiete positivere 
Auswirkungen haben, als es von lokalen Ressourcennut-
zer*innen wahrgenommen wird. Die negative Wahrnehmung 
spricht dafür, wie wichtig vertrauensbildende Maßnahmen, 
empirische Studien zu den ökologischen und sozialöko-
nomischen Auswirkungen von Meeresschutzgebieten und 
entsprechende Informationskampagnen sind (hier können 
kommunikations-basierte Lösungsansätze helfen, s. Teil 4).
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Es gibt Möglichkeiten, Meeresschutzgebiete und Kleinfi-
scherei zu kombinieren, um Biodiversität zu schützen und 
nachhaltige Fischereipraktiken zu fördern. Im Folgenden 
werden vier Bereiche vorgestellt, in denen Ansätze gefun-
den werden können, um negative Interaktionen zwischen 
Meeresschutzgebieten und Kleinfischerei vorzubeugen 
oder abzumindern: (i) Wirtschaftliche und Eigentums-ori-
entierte Lösungsansätze, (ii) Maßnahmen aus dem Be-
reich Kommunikation, (iii) gesetzliche Lösungsansätze, 
und (iv) partizipative Ansätze. Analysen bestehender 
Meeresschutzgebiete haben ergeben, dass Kommunika-
tionsmaßnahmen häufig benutzt werden, es aber oft an 
gesetzlichen Maßnahmen fehlt ( Jones et al., 2013; Jones 
& Long, 2021).

Wirtschaftlich- und Eigentumsorientierte  
Lösungsansätze

Wirtschaftlich-orientierte Lösungsansätze zielen auf den 
Erhalt von Lebensgrundlagen und eine gerechte Verteilung 
der durch Schutzgebiete generierten Nutzen ab. Denn 

Meeresschutzgebiete sind für die Fischerei mit unmittel-
baren Kosten, und nicht immer mit langfristig positiven 
Auswirkungen verbunden (Ban et al., 2019). Zu den sinn-
vollen wirtschaftlichen Maßnahmen, um die Vereinbarkeit 
von Meeresschutzgebieten und Kleinfischerei zu erhöhen, 
gehört deshalb die Förderung diversifizierter und ergän-
zender Einkommensquellen, insbesondere von Öko- und 
Tauchtourismus (Box 4). Ebenso zählt die Förderung um-
weltverträglicher Fischereimethoden dazu, die sich auch 
die positiven Auswirkungen des Schutzgebietes auf die 
Fischbestände zunutze machen können. Ein Beispiel dafür 
ist die Nutzung von zuvor fischereilich nicht verwendeten 
Ressourcen, solange dies nicht im Konflikt mit den Zielen 
des Schutzgebietes steht. 

Finanzielle Einschnitte durch die Umsetzung von Regulie-
rungen werden manchmal durch Zahlungen für Ökosys-
temdienstleistungen (Engl. Payment for Ecosystem Services, 
PES) ausgeglichen. Damit sind Zahlungen gemeint, die 
Verluste der Fischerei durch das Einführen einer Schonzeit 
(z.B. Begossi et al., 2011), Schutzzone (Lau, 2012) oder v 
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erringerter Fangquoten adressieren, oder für Maßnahmen 
die den Beifang (z.B. von Schildkröten oder Meeressäu-
gern) reduzieren sollen (z.B. Ferraro & Gjertsen, 2009). 
Studien haben gezeigt, dass PES herkömmliche Regulie-
rungsansätze für Umweltschutz erfolgreich komplemen-
tieren kann (Wunder et al., 2008). Ein Beispiel für die 
Umsetzung eines PES-Schemas für eine in einem Natio-
nalpark agierende Fischerei ist der Banc d’Arguin National 
Park in Mauretanien (Binet et al., 2013). In diesem Falle 
zahlte die EU (an das Parkmanagement) für den Schutz be-
stimmter, für die Reproduktion wichtiger Gebiete, was zu 
einem verbesserten Park-Management und der Erhöhung 
von Fischbeständen führte. Diese Beispiele zeigen wie ein 
Schutzgebiet die Lebensgrundlage der lokalen Bevölkerung 
unterstützen kann, anstatt sie zu entziehen (vgl. Box 5).

Im Allgemeinen zeichnen sich Eigentums-orientierte Re-
gulierungsansätze dadurch aus, dass ein privater Akteur 
oder eine Nichtregierungsorganisation die Verantwortung 
für das Schutzgebietsmanagement trägt und ihm perma-
nente Eigentumsrechte oder temporäre Verwaltungsrechte 
zugesprochen werden ( Jones et al., 2013). Dabei können 
verschiedene finanzielle Anreize zum Einsatz kommen, 
z.B. die Reinvestition der durch Ökotourismus generier-
ten Gewinne für die Stärkung der Governance des Mee-

resschutzgebietes und der nachhaltigen Entwicklung der 
Gemeinschaft (Nordlund et al., 2013). Insbesondere wenn 
eine starke Führungsperson vorhanden ist und Maßnah-
men für die Verbreitung der durch das Schutzgebiet entste-
henden Vorteile in die lokalen Gemeinschaften existieren, 
können privat gesteuerte Meeresschutzgebiete sehr effektiv 
sein, so zeigt es die Analyse von Jones et al. (2013) für das 
Beispiel des Chumbe Island Coral Park in Tanzania. 

Kommunikations-orientierte Lösungsansätze

Kommunikations-orientierte Lösungsansätze setzen auf 
Kommunikation, Bildung und Sensibilisierung (Engl. 
awareness raising) um zum einen die Wichtigkeit und 
Sensibilität mariner Ökosysteme hervorzuheben und zum 
anderen die Vorteile von Schutzgebieten gesellschaftlich 
prominenter zu platzieren, um diesen Themen Anerken-
nung und Wertschätzung zukommen zu lassen ( Jones et 
al., 2013). Sie wollen also das allgemeine Ökosystemver-
ständnis fördern und kollaborative Lernprozesse unterstüt-
zen. Beispiele sind der Einsatz von Zeitungen, Webseiten, 
oder allgemeinen Medienkampagnen sowie (Umwelt-)
Bildungsprogramme. Auch die verbesserte Aufnahme von 
lokalem/traditionellem/indigenen Wissen sowie wissen-
schaftlichen Erkenntnissen in Monitoring-Programmen 

Box 4

TOURISMUS ALS ALTERNATIVE EINNAHMEQUELLE 

Der Schutz der Umwelt durch die Ausweisung von Schutzgebieten ist nicht nur für die Fischerei von 
Bedeutung. Der Erhalt von Biodiversität kann direkt auf den lokalen Tourismus wirken, beispielsweise 
wenn Riffe erhalten und Tauchtouristen angezogen werden. Oder wenn charismatische Arten geschützt 
werden, die als Aushängeschilder (Engl. flagship species) für die jeweilige Küstenregion dienen,  
wie z.B. Vögel, Meeresschildkröten und Wale. Schutzgebiete haben zudem positive gesellschaftliche 
Auswirkungen, wenn sie Ökosysteme umfassen, die dem Küstenschutz dienen, wie es bei Mangroven 
der Fall ist. Dadurch können gleichzeitig alternative Einkommensquellen für Fischer*innen entstehen, die 
von der Schutzgebietsausweisung in ihrer Arbeit eingeschränkt werden. Vielerorts haben sich beispiels-
weise „Ökotourismus“-Initiativen begründet, die Fischer*innen explizit mit in Walbeobachtungs- oder 
Angeltouren, Tauchtourismus oder Mangrovenerkundungen einbinden.
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und Entscheidungsfindungs-/Regulierungsprozessen wird 
in der Literatur genannt. Jones et al. (2013) diskutiert zum 
Beispiel, dass die unzureichende Aufnahme von wissen-
schaftlichen Erkenntnissen (Qiu, 2013) wie auch dem 
Vorsorgeprinzip ( Jones, 2013), sowie die mangelnde Inte-
gration von lokalem Wissen (Clifton, 2013) ein effektives 
Schutzgebietsmanagement behindern. 

Gesetzlich-orientierte Lösungsansätze

Um Konflikte zwischen den Belangen der Kleinfischerei 
und der Einführung von Meeresschutzgebieten zu lösen 
und damit den Schutz mariner Biodiversität effektiv zu ge-
stalten, bedarf es gesetzlich-orientierter Lösungsansätze auf 
internationaler, regionaler, nationaler und lokaler Ebene. 

Kleinfischer*innen arbeiten oft in der Nähe von Schutzge-
bieten und sollten daher in Entscheidungsfindungs- und 
Monitoring-Prozessen miteinbezogen werden. Eine klare 
Festlegung von Zielen, Prinzipien der Entscheidungsfin-
dung, Verantwortlichkeiten und Eigentumsrechten in 
Bezug auf Schutzgebiete schafft Rechtssicherheit und eine 
Grundlage, auf der alle Beteiligten aufbauen können. 

Gesetzlich-orientierte Lösungsansätze wird ein “stabilisie-
render Effekt“ im Schutzgebietsmanagement zugesprochen, 
beispielsweise dadurch, dass Rechtssicherheit in Bezug auf 
die Ziele des Schutzgebiets, die Prinzipien der Entschei-
dungs-findung und Verantwortlichkeiten verschiedener 
beteiligter Gruppen und Eigentumsrechte geschaffen wird 
( Jones et al., 2013). Rechte und Pflichten der allgemeinen 

Box 5

MIT SCHUTZGEBIETEN ANSPRÜCHE UND LEBENSGRUNDLAGEN SICHERN

Schutzgebiete stellen manchmal auch ein Instrument für marginalisierte Gruppen dar, um sich dauerhaft 
Zugriff auf von ihnen genutzte Ressourcen oder Gebiete zu sichern. Dabei werden effektiv sozial-kul-
turelle oder politische Ziele über das Argument des Naturschutzes verwirklicht. Ein Beispiel hierfür ist 
Kolumbien, wo der Staat zunächst Naturschutzgebiete im marinen Raum (z.B. Utría, Sanquianga an 
der Pazifikküste) als „No-Take“ Zonen ausweisen wollte und in einigen zu Schutzgebieten deklarierten 
Küstenabschnitten Zwangsräumungen durchgeführt hatte (Satizabal & Batterbury, 2017). Die Pläne der 
„No-Take“ Zonen wurden nach intensiven Auseinandersetzungen mit der lokalen Bevölkerung dahin-
gehend modifiziert, dass nun de facto ein Co-Management-System besteht. Die Haupt-Kontroverse 
entstand im Fall der kolumbianischen Pazifikküste aus der Tatsache, dass die Lebensweise der lokalen 
Gemeinschaften (Afro-Nachkommen und indigene Gruppen) sehr stark mit dem Meer und der Natur 
allgemein verflochten ist. Die Menschen fischen in küstennahen Gewässern und sammeln Muscheln 
und Krebstiere in den Mangroven, aus denen zudem auch Holz und andere Materialien für Haus- und 
Bootsbau und andere Infrastruktur entnommen wird. Die Ausweisung eines exklusiven Naturschutzgebietes 
verwehrte den vor Ort lebenden Menschen somit ihre Lebensgrundlage. Inzwischen gibt es Co-Manage-
ment-Pläne (“regionales integriertes Management”, Span. distritos regionales de manejo integrado), 
die in ihrer Zonierung explizit kleinere Gebiete ausweisen, in denen entweder menschliche Nutzung 
(Fischerei, Holzentnahme) oder gar keine Aktivität stattfinden darf. Diese Regelung und positive Entwick-
lung diente anderen in der Region lebenden Gemeinschaften als Vorlage, sich das staatliche Vokabular 
innerhalb des Diskurses um die Notwendigkeit von räumlich differenzierten Gebieten zum Meeresschutz 
anzueignen, um die von ihnen genutzten Meeresgebiete weiter exklusiv nutzen zu können (Satizabal & 
Batterbury, 2017)
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Öffentlichkeit können dann genauso festgelegt werden wie 
die Möglichkeit der Teilhabe von lokalen Gruppen in Ent-
scheidungsfindungs- oder Monitoringprozessen. 

Um Konflikte zwischen verschiedenen Behörden und 
Rechtssystemen zu vermeiden, müssen koordinierte und 
kooperative Ansätze gefunden werden. Die Zuständigkeit 
des Schutzgebiets-Gesetzes sollte klar gestaltet werden, das 
entsprechende Regelwerk lokale gewohnheitsrechtliche In-
stitutionen unterstützen und Sanktionen für Regelverstöße 
beinhalten. Allerdings heben Jones et al. (2013) auch hervor, 
dass in manchen Fällen existierende gerichtliche und büro-
kratische Systeme solchen Ansätzen entgegenwirken können. 
Beispielsweise liegen die Verantwortlichkeiten für fischerei-
lich genutzte Ressourcen und Umweltschutz häufig bei ver-
schiedenen staatlichen Stellen und/oder Rechtsprechungen.

Es sind ausreichend nationale und lokale Kapazitäten, poli-
tischer Wille, Überwachungstechnologien und finanzielle 
Ressourcen erforderlich, um sicherzustellen, dass alle Nut-
zer des Schutzgebiets die Vorschriften einhalten. Zusätzlich 
ist eine Koordination zwischen staatlichen und lokalen Be-
hörden sowie zwischen Naturschutz- und anderen Regie-
rungsbehörden und Strafverfolgungseinheiten erforderlich. 
Kleinfischer*innen müssen als wichtige Interessengruppe 

berücksichtigt werden, um sicherzustellen, dass ihre Rechte 
und Perspektiven angemessen berücksichtigt werden.

Partizipativ-orientierte Lösungsansätze

In den letzten Jahrzehnten hat sich in internationalen Ab-
kommen, Programmen und wissenschaftlichen Studien 
weltweit die Erkenntnis durchgesetzt, dass alle Nutzergrup-
pen aktiv, inklusiv und auf Augenhöhe in die Bewirtschaf-
tung natürlicher Ressourcen miteinbezogen werden müssen. 
Kooperatives Management oder Co-Management ist defi-
niert als „die Aufteilung von Macht und Verantwortung zwi-
schen der Regierung und den lokalen Ressourcennutzern“ 
(Berkes et al., 1991: 12). Co-Management kann auch als eine 
Abmachung verstanden werden, in der zwei oder mehr sozi-
ale Gruppen sich die Aufteilung der Verwaltungsfunktionen, 
Rechte und Verantwortlichkeiten für ein bestimmtes Gebiet 
oder natürliche Ressourcen teilen (z.B. Borrini-Feyerabend, 
2001). Bei derlei partizipativen Ansätzen kann es sich dem-
nach um partnerschaftliche Arrangements handeln, die die 
Kapazitäten und Interessen der lokalen Gemeinden nutzen 
und durch die Fähigkeit der Regierung ergänzen, die ent-
sprechenden Rechtsvorschriften bereitzustellen und durch-
zusetzen, sowie Konflikte zu lösen und Unterstützung dafür 
anzubieten (Pomeroy & Berkes, 1997).
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Eine entscheidende Funktion des partizipativen Ansatzes 
ist die Dezentralisierung von Entscheidungen und Pro-
zessen ( Jentoft et al., 1998). Die Forderung nach einer 
stärkeren Beteiligung der Nutzer auf dezentralisierten 
lokalen und regionalen administrativen Skalen führt 
zu einem Co-Management, das auf der Fähigkeit loka-
ler Akteur*innen und Nutzer*innengruppen, kollektive 
Probleme anzugehen, aufbaut. Indem Fischer*innen zu 
Mitgestalter*innen von Regulierungssystemen gemacht 
werden, soll die Legitimität von solchen Entscheidungen 
erhöht werden: die Ressourcennutzer*innen sind eher 
geneigt, die Regeln zu respektieren, und die daraus re-
sultierende Einhaltung der Vorschriften soll die Effizienz, 
Bedeutung und Effektivität der Fischereisysteme bei der 
Erfüllung ihrer Ziele erhöhen.

Der Prozess der Partizipation trägt zur Einhaltung bei 
(Hall, 1972), u.a. durch die Übertragung von Rechten 
und Pflichten. Gerechte Partizipation, und die damit 
einhergehende Integration verschiedener Wissensarten, 
sind wichtige Grundlagen des „empowerment“ der lo-
kalen Ressourcennutzer*innen, auf ähnliche Weise kann 
auch „stewardship“ generiert werden (Box 6). Die durch 
Partizipation erfolgten Ziele – mehr Nachhaltigkeit, Ef-
fizienz und Gerechtigkeit bei der Ressourcennutzung, so-
wie Systeme, die besser auf die lokalen ökologischen und 
sozialen Bedingungen abgestimmt sind – werden jedoch 

in der Praxis bisher nur vereinzelt erreicht und nur selten 
auf regionaler Ebene verwendet. Zu den praktischen He-
rausforderungen gehören unklare Definitionen bzgl. Der 
Rollenverteilung von Regierung und anderen beteiligten 
Parteien bei Durchsetzung und Überwachung der Vor-
schriften (vgl. hierzu rechtlich-orientierte Lösungsan-
sätze) und das Fehlen eines effektiven Informationsaus-
tauschs zwischen allen Beteiligten, obwohl inzwischen die 
nötige Technik und das nötige Wissen vorhanden wären 
(z.B. Karcher et al., 2022). 

Partizipation kann gelingen, wenn die Argumente und 
Anliegen aller Beteiligten und Betroffenen gleichberech-
tigt und zu jedem Zeitpunkt des Prozesses gehört, betrach-
tet, diskutiert und integriert werden können, sonst werden 
neue und alte Hierarchien und Eliten reproduziert und 
fortschrittliche Prozesse erstickt. Mit Blick auf Meeres-
schutzgebiete und Kleinfischerei weist der partizipative 
Ansatz also Möglichkeiten auf, wie Kleinfischerei und 
Meeresschutzgebiete miteinander in Einklang gebracht 
werden können (z.B. Thiao et al., 2019). Somit würden 
Meeresschutzgebiete eine wichtige Rolle in der Dezentrali-
sierungsbewegung und dem Aufbau lokaler Autorität und 
Kapazität in der Kleinfischerei spielen (Box 6).

Box 6

SELBSTREGULIERUNG JENSEITS VON STAATLICHEN KONTROLLEN 

Verschiedene Formen von Selbstregulierung, also Regelungen, die vom Staat unabhängig wirken (z.B. 
kulturgeographische Aspekte, oder „stewardship“ als gemeinsam getragene lokale Verantwortung), 
werden aktuell im Kontext von OECMs diskutiert. Sogenannte Locally Managed Marine Areas (LMMAs) 
entlang vieler tropischer Küsten gehören genauso dazu, wie der temporäre Schutz von Paarungs- und 
Laichgebieten, lokale Fangpausen bestimmter Fischarten, Citizen-Science Programme, oder Pflege und 
Wiederherstellung von Mangrovengebieten. Eine selbstbestimmte Einschätzung, Diskussion, Planung, 
Umsetzung und Anpassung kann Größe und Typ eines Schutzgebietes beeinflussen bzw. vorgeben.  
In Teilen des Südpazifiks gibt es beispielsweise nach wie vor gewohnheitsrechtliche Besitzverhältnisse 
im küstennahen Meer (Engl. Customary Marine Tenure, CMT), die wiederum die küstennahe Fischerei- 
gründe einteilt, die den Großteil der Fänge für den lokalen Konsum liefern. 
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gebieten und Kleinfischerei

5

Welches der in Abschnitt 4 vorgestellten Maßnahmen-
bündel für welchen Fall sinnvoll ist, hängt vor allem von 
der Governance-Struktur und den Zielen des jeweiligen 
Meeresschutzgebietes, sowie dem sozioökonomischen und 
kulturellen Kontext ab, in dem es eingebettet ist. In Anleh-
nung an die Governance-Typen für Meeresschutzgebiete 
der Vereinten Nationen (UN Environment, 2019) ergibt 
sich zusammenfassend: 

i.  Wenn (fast) ausschließlich der Staat für ein Meeres-
schutzgebiet verantwortlich ist und generell gute Ka-
pazitäten und ein guter rechtlicher Rahmen vorhanden 
sind, empfehlen sich Ansätze der marinen Raumpla-
nung unter Einbeziehung der lokalen Akteure und ih-
res Wissensschatzes (Agardy et al., 2011; Trouillet & 
Jay, 2021). Da die Kleinfischerei in ihren politischen 
und wirtschaftlichen Möglichkeiten oft hinter anderen 
Sektoren zurückbleibt, muss für faire Prozesse gesorgt 
und benachteiligte Akteure gestärkt werden (v.a. parti-
zipative Maßnahmen).

ii.  Die Governance-Form, bei der die Nationalregierung 
die Verantwortung für ein Meeresschutzgebiet mit lo-
kalen Institutionen und verschiedenen Rechteinhabern 
und Interessengruppen teilt, ist typisch für Länder, in 
denen biologische Vielfalt eine Rolle spielt, die aber 
begrenzte staatliche und finanzielle Kapazitäten haben 
und deswegen auf Dezentralisierung setzen (Qiu et al., 
2009; Ramirez, 2016). In diesem Fall werden oft ver-
schiedene wirtschaftliche Maßnahmen umgesetzt und 
lokale Nutzergruppen zu einem gewissen Grad einge-
bunden (Jones et al., 2013). Falls staatliche Kapazitäten, 
politischer Wille und ein starker rechtlicher Rahmen 
fehlen ( Jones et al., 2013), ist es für die Kleinfischerei 
wichtig, dass Besitz- und Nutzungsrechte anerkannt 
werden, und dass eine faire Verteilung der Gewinne aus 
dem Meeresschutzgebiet erfolgt.

iii.  Wenn indigene Völker oder lokale Gemeinschaften 
die Meeresschutzgebiete selbst verwalten oder eine 
Führungsrolle übernehmen, ist es am wichtigsten, ihre 
Rechte und die geltenden Vereinbarungen national 
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rechtlich abzusichern ( Jones et al., 2013). Der Gover-
nance-Ansatz funktioniert am besten, wenn es lokal 
eine starke Gemeinschaft gibt. Er ist aber auch anfällig 
für hierarchische Strukturen und Machtmissbrauch in-
nerhalb dieser Gemeinschaft. Das Modell profitiert am 
meisten von gesetzlichen und wirtschaftlichen Maßnah-
men ( Jones & Long, 2021).

iv.  Governance von Meeresschutzgebieten durch Nicht-
regierungsorganisationen und/oder privaten Einrich-
tungen ist ein relativ seltener Typ, der sich durch eine 
Mischung aus Kommunikations-, wirtschaftlichen und 
partizipativen Maßnahmen auszeichnet ( Jones et al., 
2013; Jones & Long, 2021, s. Teil 4). Diese Schutzge-
biete sind anfällig für politische und wirtschaftliche 
Veränderungen und profitieren von gesetzlichen Maß-
nahmen zu ihrer Absicherung ( Jones & Long, 2021).

Je nach Governance-Typ (regierungsgeführt oder dezen-
tralisiert) stehen für ökologisch effektive und sozial ver-
trägliche Meeresschutzgebiete partizipative, gesetzliche 
und/oder wirtschaftliche Maßnahmen im Vordergrund. 
Nötig sind oft erhebliche, dauerhaft stabile Finanzierun-
gen, um Kapitalinvestitionen und langfristige Strategien 
zu ermöglichen ( Jones & Long, 2021). Umso wichtiger 
ist es, systematisch den Einfluss der Meeresschutzgebiete 
auf lokale Ernährungssicherung, Wohlergehen, soziale 
Beziehungen, Traditionen und Kulturen zu untersuchen 
(Ban et al., 2019). 
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Meeresschutzgebiete und OECMs spielen eine wichtige 
Rolle für den Schutz der Biodiversität und den Erhalt es-
senzieller Ökosystemfunktionen und Lebensgrundlagen. 
Bei der gemeinsamen Betrachtung von Kleinfischerei und 
Meeresschutz geht es um die komplexen und vielfältigen 
Möglichkeiten und Herausforderungen, lokale Gruppen 
für die nachhaltige Ressourcennutzung und -bewirtschaf-
tung zu rüsten. Generell ist davon auszugehen, dass dafür 
die Kombination mehrerer Maßnahmen besonders ziel-
führend ist ( Jones et al., 2013). Alternativ können auch 
gezielt Instrumente ausgewählt und unterstützt werden, 
die große Hebelwirkungen versprechen, d.h. Maßnahmen, 
die die fundamentalen Werte, Ziele und selbstorganisie-
renden Kräfte vor Ort stärken (Meadows, 1997; 1999; 
Abson et al., 2017).  

Zwei fundamentale Hebel sind die Ziele eines Meeresschutz-
gebietes und das Monitoring der ökologischen, sozialökono-
mischen und kulturellen Auswirkungen, welche ein Lernen 
und Anpassen der Schutzmaßnahmen ermöglichen. Wann 
wird ein Schutzgebiet als „wirkungsvoll“ erachtet? Wie wird 
seine „Effektivität“ gemessen? Dafür muss die Zielsetzung 
des Schutzgebietes klar formuliert, realistisch und umsetz-
bar sein, sowie die Bedeutung und Bedürfnisse der verschie-
denen Nutzungsformen wiedergeben. Neben adäquaten 
Schutzmaßnahmen, wie „No-Take“ Zonen, müssen Nut-
zer*innengruppen gut über Regularien und Maßnahmen 
informiert sein und den Zielen grundlegend zustimmen, um 
die Regeln für die erlaubten und verbotenen menschlichen 
Aktivitäten anzunehmen und umzusetzen. Zonierungen von 
Schutzgebieten, die verschiedene Aktivitäten in bestimm-
ten Gebieten zulassen, ermöglichen eine Balance zwischen 
Schutz und nachhaltiger Nutzung.  

Schlussfolgerungen6
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Was in einem Meeresschutzgebiet als wünschenswert 
(Zielvorstellung) und effektiv (Monitoring) angesehen 
wird, ist somit stark kontextualisiert. Wichtige Kontextbe-
dingungen sind die lokale, regionale und nationale Wirt-
schaft, Regierungsführung und Rechtsstaatlichkeit, soziale 
Strukturen und Historie, Klimawandel und Umweltbedin-
gungen (Bennett, 2022). Eine Analyse des Kontexts und 
der treibenden Kräfte muss also Teil der Evaluierung von 
(neuen und bestehenden) Meeresschutzgebieten sein, 
bevor Maßnahmen beschlossen und Strukturen einge-
richtet oder verändert werden (UN Environment, 2019). 
Insbesondere die Historie der Region ist in Hinblick auf 
Kolonialismus, Vertreibungen und gewaltsame Konflikte 
(vgl. z.B. Christie & White, 2007) zu betrachten, um die 
Situation vulnerabler Gruppen nicht durch ein Projekt zu 
verschlimmern (vgl. „do no harm“ Prinzip).

Dabei ist besonders zu berücksichtigen, dass die Klein-
fischerei keine homogene Gruppe bildet, und dass ver-
schiedene Untergruppen unterschiedliche Zielsetzun-
gen, Interessen und Verantwortungen haben, abhängig 
z.B. von Zielarten, Fischereigeräten, Gender-Verteilung, 
sozialökonomischer Situation und Art der Wertschöp-
fungskette. Darüber hinaus sind Meeresschutzgebiete 
in einen größeren Umweltkontext eingebunden, in dem 
auch die 70 Prozent der Meeresfläche außerhalb der 
Schutzgebiete nachhaltig und sozial verwaltet werden 
muss. Als Leitlinien für die Integration von Kleinfische-
rei und Meeresschutzgebieten können die 2015 von der 
FAO veröffentlichten Richtlinien für die Kleinfischerei  
(Voluntary Guidelines for Securing Sustainable Small- 
scale Fisheries, VGSSSF) dienen, die dazu beitragen sol-
len, den Beitrag, die Rechte und die Nachhaltigkeit der 
Kleinfischerei zu stärken und sichtbarer zu machen. 
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Small scale fisheries and  
local communities should be  

at the center of co-management,  
based on their key role as guardians  

of the ocean, as the ocean’s largest group  
of users, and as essential contributors  

to livelihoods, food security,  
and nutrition.”

(Coalition for Fair Fisheries Arrangements)



Ein Aufruf zum Handeln 
von Kleinfischer*innen
2022 war das Internationale Jahr der handwerklichen 
Fischerei und Aquakultur. Das Ziel für nachhaltige  
Entwicklung (SDG) 14.b fordert die Staaten auf, den  
Zugang zu Meeresressourcen und Märkten für die  
Kleinfischerei zu sichern. 

Kleinfischer*innen aus sechs Kontinenten fordern ihre  
Regierungen zum Handeln auf, um sicherzustellen,  
dass die Kleinfischerei geschützt und wiedereingeführt 
wird, so dass sie weiterhin einen Beitrag zu Wirtschaft,  
Gesundheit, Kultur und Wohlbefinden leistet.

FORDERUNGEN

Einen bevorzugten Zugang zu Fischereiressourcen für die Kleinfischerei sichern  
und 100 Prozent der Küstengebiete mitverwalten 
 Die Besitzrechte der Kleinfischer*innen und ihr Zugang zu den Fischereiressourcen müssen geschützt  
werden; die Frauen und Männer der Kleinfischerei müssen an den sie betreffenden Entscheidungen  
wirksam beteiligt werden.

   Gewährleistung der Beteiligung von Frauen und Unterstützung
ihrer Rolle bei Innovationen 
Frauen sind auf allen Stufen der Kleinfischerei-Wertschöpfungskette vertreten und sind das wichtigste  
Bindeglied, um den Fisch zu den Verbrauchern zu bringen. Ihre Arbeit wird jedoch nicht anerkannt;  
ihr Beitrag, auch zu Innovationen, wird nicht gewürdigt, und ihre Arbeits- und Lebensbedingungen  
sind schlecht.

  Schutz der Kleinfischerei vor konkurrierenden Sektoren der blauen Wirtschaft
Die negativen Auswirkungen der mächtigeren marinen und ländlichen Sektoren (Offshore-Energie- 
erzeugung, Tiefseebergbau, industrielle Fischerei, Tourismus, Fischmehlfabriken, Holzeinschlag)  
bedrohen die Zukunft der Küstengemeinden. Der Vorsorgeansatz und die effektive Beteiligung der  
Kleinfischer*innen sollte jede neue Nutzung der Meere leiten.

Transparenz und Rechenschaftspflicht im Fischereimanagement
 Es bedarf des politischen Willens, die Fischereipolitik und -praxis dringend zu reformieren,  
um gesunde Fischereigemeinden zu gewährleisten und die Volkswirtschaften zu fördern.

Aufbau widerstandsfähiger Gemeinschaften zur Bewältigung des Klimawandels  
und Schaffung von Perspektiven für die Jugend 
Die Kleinfischer*innen sind die ersten, die unter den Auswirkungen des Klimawandels und anderer  
externer Schocks zu leiden haben, und dies wirkt sich auf ihre Zukunft aus. Die Fischereipolitik muss  
den Zugang zu sozialen Rechten einschließen und der Jugend einen angemessenen Lebensunterhalt  
in der Fischerei garantieren. 

Call to Action

www.cffacape.org/ssf-call-to-action
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